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unterriditen. Es w ird dabei mühelos von dieser „Euro­
päisdien Baufirmenkartei" erfahren und seine Auf­
nahme in diese erreidien. Vor allem liegt wohl audi 
nodi von keiner Seite eine Zusage vor, sidi dieser 
Einriditung zu bedienen, wenn audi der entsprediende 
Braudi in Frankreidi, Belgien und Italien wahrsdiein- 
lid i madit, daß der öffentlidie Auftraggeber dort gern 
auf eine derartige Kartei zurüdcgreift. W enn sie nidit 
bestünde, w äre näm lidi andererseits w ieder zu fürdi- 
ten, daß die dortigen Behörden lieber auf die Qualifi­
kationen und Listen heim isdier Betriebe zurüdcgreifen, 
als sidi dem Risiko auszusetzen, einen Auftrag einer 
ungeeigneten Firma zu übertragen. Insofern erleiditert 
die Kartei den W ettbewerb der bereits bestehenden 
Unternehmen.

Sicherheitsklauseln

W eitere Vorsdiläge wurden den EWG-Behörden durdi 
eine „Empfehlung hinsiditlich der Sidierheitsklauseln" 
vorgelegt, die von dem „Ständigen Aussdiuß Bauwirt­
sdiaft zum Studium der Anwendung des Römisdien 
Vertrages" ausgearbeitet worden ist. Die von den 
Bauunternehmen üblidierw eise zu stellende oder bei 
der A bredinung zurüdihaltbare Garantiesumme spielt 
näm lidi bei Großbauten eine erheblidie Rolle. Des­
wegen sind einheitlidie Regelungen über ihre Höhe 
(gemessen in  Prozenten der Auftragssumme), über die 
A rt der Hinterlegung (in bar, Wechsel oder Bürgsdiaft) 
sowie über die Zeitdauer einer möglidien Inanspruch­
nahme — insbesondere im Interesse m ittlerer Unter­
nehmen — erwünsdit.

Den EWG-Behörden wird die Entsdieidung in der 
Regel n id it le id it gemadit, denn es kann nidit über­
sehen werden, daß audi die berufsständisdie „Inter­
nationale Vereinigung für Hodi- und Tiefbau" in 
Fragen der Liberalisierung n id it immer zu einer eln- 
heitlidien Auffassung gelangen konnte, zumal außer 
den versdiiedenen nationalen Gesiditspunkten inner­
halb der einzelnen Länder selbst m itunter nodi gegen- 
sätzlidie Interessen auf dem Spiel stehen.

N adi Beseitigung der bestehenden „diskriminierenden" 
Bestimmungen dürfte es n id it an V ersudien fehlen, 
den Konkurrenzkampf unter den vorhandenen Bau­
unternehm en zu versdiärfen. M itunter w erden wohl 
audi neue W ege gesudit werden, um die Konkurrenz 
aus dem Felde zu sdilagen. So is t zu hören, daß im 
Auslande Bestrebungen im Gange sind, m ittlere deut­
sdie Straßenbaufirmen dadurdi von Angeboten abzu­
halten, daß bei attraktiven Aufträgen in Deutsdiland 
die bisher üblidien Straßenbau-Lose durdi Losgrößen 
ersetzt werden, die über die Leistungsfähigkeit m ittle­
rer Betriebe hinausgehen. ®̂)

Es wird Aufgabe der europäisdien und der nationalen 
Behörden sein, dafür zu sorgen, daß die Liberalisierung 
des Europäisdien Baumarktes sidi im Geiste einer Har­
monisierung der S truktur der W irtsdiaftsräum e und 
ihrer W irtsdiaftszweige vollzieht. Stets w erden wir 
uns aber bei den Problemen vor Augen halten müssen, 
daß ein so großes W erk, w ie die Sdiaffung der EWG, 
nodi nie ohne Sdiw ierigkeiten gelungen ist und eben 
seine Zeit fordert.

Jah rbud i des D eutsdien Baugew erbes 1961, S. I 97.
23) .D er T iefbau“ a. a. O. S. 362 und .In d u striek u rie r“ vom 
29. 3. 1962, S. 15.

Das westdeutsche Straßendilemma
Dr. Axel v. Selasinsky, Frankfurt/M ain

Die niederdrüdcende Atmosphäre, die bei der Lesung 
des Etats des Bundesministers für V erkehr im Bun­

destag herrsdite und die von der Regierungskoalition 
fast w idersprudislos hingenommene Streidiung von 
20®/# der vorgesehenen Straßenbaumittel läßt es an­
gezeigt sein, wiederum einen Blidc auf das westdeut- 
sdie Straßendilemma zu werfen. Alle Verkehrsfadi- 
leute, der zuständige Minister, alle Verkehrsnutzer 
sind sidi darüber einig, daß das w estdeutsdie Straßen­
netz unzureidiend ist und daß man der ständig steigen­
den und im übrigen red it erfreulidien M otorisierung 
nur mit größter Sorge entgegensehen kann. Das Stra­
ßenbaufinanzierungsgesetz 1960 w ar ein guter Anfang, 
endlidi die vom Kraftverkehr aufgebraditen Gelder 
nun w irklidi für den Straßenbau einzusetzen. Damals 
wurde von allen Seiten gegen die Zwedcentfremdung 
dieser Mittel Sturm gelaufen, insbesondere gegen den 
berühm t-berüditigten Sodcelbetrag von 600 Mill. DM 
bei der M ineralölsteuer. W o sind diese Stimmen heute 
geblieben, als es sidi bei den bewußten Einsparungen

beim V erkehrsetat um 360 Mill. DM handelte, einer 
Summe also, mit der rund 100 km Autobahnen gebaut 
werden könnten!

Straßenzustand träg t Schuld an Verkehrsunfällen

Man ist versudit, die Planer und diejenigen, die den 
Planern zugestimmt haben, verantwortungslos zu 
nennen. Ist es denn mit den 14 000 V erkehrstoten im 
Jah r nidit genug und soll die Bundesrepublik mit die­
sem traurigen Rekord w eiter an der Spitze aller zivili­
sierten Länder stehen? Gewiß ist m ensdilidies Ver­
sagen oft der Grund eines Verkehrsunfalles, vielfadi 
träg t aber das ungenügende Straßennetz und vor allem 
der sdiledite Straßenzustand an  den Unfällen die 
Sdiuld. Dieses furditbare Erbe des Zusammenbrudis 
von 1945 sollte sidi der Bundestag zu Herzen nehmen, 
wenn er über die bereitzustellenden M ittel für den 
Straßenbau besdiließt. Allein die Opposition hat sidi 
hier mit Redit gegen Streidiungen gewendet.

396 1 9 6 2 /IX



Erfolg 
durcli 
Leis tung...
Die Erfolge unserer Wirtschaft zeigen, was eciite Leistung 
ist. Spezialisten auf allen Gebieten sind daran beteiligt - 

dynamische Kräfte der Industrie, des Handels und des 
Handwerks - und nicht zuletzt - erfahrene Bankkaufleute, 

wie die Mitarbeiter der BANK FÜR GEMEINWIRTSCHAFT. 

Die erfolgreiche Zusammenarbeit großer Unternehmen 

mit der BANK FÖR GEMEINWIRTSCHAFT beweist den 
Wert einer fachmännischen Beratung in allen Finanzfragen.

BANK FÜR GEMEINWIRTSCHAFT
D Ü S S E L D O R F

Aktiengesellschaft

F R A N K F U R T H A M B U R G

Korrespondenz-Banken an allen bedeutenden Plätzen der Weit. 
Niederlassungen in der Bundesrepublik Deutschland.
In West-Berlin: Bank für Wirtschaft und Arbeit zu Berlin AG.

Vergleiche europäischer Straßennetze

Es dürfte nützlidi sein, in diesem Zusammenhang ein­
mal einen Blidc auf die Lage der Bundesrepublik im 
Straßenwesen im Vergleich zu ihren Nachbarländern 
zu werfen. Leider gehen alle diese Vergleiche zuungun­
sten der Bundesrepublik aus. So besitzt z. B. die Bun­
desrepublik ein Gesamtstraßennetz von id. 358 000 km 
Länge, d. h. die Straßendichte in km beträgt pro 
1000 qkm 1450 km und je  .100 000 Einwohner 672,5 km. 
FrankreiA dagegen besitzt ein Gesamtstraßennetz von 
i,226 Miil. km, d. h. 2221 km auf 1000 qkm und 2680 km 
auf 100 000 Einwohner. Die entsprechenden Zahlen für 
Italien lauten: 199 200 km, 662 km und 390 km und für 
die Niederlande 79212 km, 2440 km und 686 km. Frank­
reich hat also gebietlich gesehen fast doppelt und ein­
wohnermäßig gesehen etwa vierm al soviel Straßen wie 
die Bundesrepublik. Kein W under also, wenn sich z. B. 
auch der Lastkraftwagenverkehr, der immer noch oft 
der Stein des Anstoßes in der Öffentlichkeit ist, erheb­
lich besser verteilt und daher optisch günstiger wirkt. 
Hinzu kommt noch, daß Frankreich z. B. weniger Kraft­
räder besitzt als Deutschland und in den N iederlanden 
die Entmischung des Verkehrs geradezu vorbildlich 
durchgeführt wurde.

Ein weiterer Vergleich mit anderen europäischen Län­
dern, die sich in den letzten Jahren  mit einem kleine­
ren Straßenbauetat begnügen konnten, weil sie bereits

früher ihre Straßennetze der Verkehrsdichte angepaßt 
haben, ist sehr instruktiv und macht den Umfang des 
westdeutschen Nachholbedarfs besonders deutlich. So 
entfielen nach den bisher vorliegenden Zahlen 1959 
auf einen Personenkraftwagen:

Land Straße in  m

Österreich 330
Holland 250
Schweden tmd Frankreich 200
Schweiz 170
Bundesrepublik Deutschland 100

Zieht man in Betracht, wieviel Straßenm eter sich je  
Kopf der Bevölkerung errechnen, dann wird der Un­
terschied noch krasser. In Schweden sind es 22, in der 
Schweiz 12, in der Bundesrepublik dagegen nur
4,5 Meter.

Flaschenhälse bei Durchgangsstraßen
Bei dem imgenügenden deutschen Straßennetz handelt 
es sich nicht nur darum, daß zu wenig Straßen vorhan­
den sind, sondern auch die Tatsache, daß es bei großen 
und wichtigsten Durchgangsstraßen noch heute allent­
halben Engpässe, sogenannte Flaschenhälse gibt, macht 
den Verkehrsfluß träge und beeinträchtigt die V er­
kehrssicherheit. Ein einziger Lichtblick: Das deutsche 
Autobahnnetz, das nach dem Stand von Januar 1962 
2848 km betrug, w ird endlich zügig aus- und w eiter­
gebaut. Seit Gründung der Bundesrepublik wurden
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dem V erkehr 739 km Autobahnen zur Verfügung ge­
stellt. Das sind zwar im Rahmen des gesamten Straßen­
netzes recht bescheidene Zahlen, dennoch aber Zahlen, 
die als erfreulich anzusehen sind. Und diese Entwick­
lung soll nun abgestoppt werden? Der Bundesminister 
für V erkehr hat bereits alle Aufträge, die noch nicht 
vergeben waren, storniert und verkündet, daß bei Bei­
behaltung der 20 Vo Einsparung in seinem Etat die für 
1962 vorgesehenen Termine für Autobahnneubauten 
nicht eingehalten w erden können.

Im krassen Gegensatz zu der Regierung stehen aber 
die Abgaben des Kraftverkehrs, die dieser Jah r für 
Jahr aufbringt und die sich von 1955 bis 1962 mehr als 
verdoppelt haben:

Abgaben
des K raftverkehrs

A bgaben in Mill. DM

1955 1959

Kraftfahrzeugsteuer
M ineralölsteuer
Mineralölzoll
Insgesamt
ferner;
Beförderungssteuer

766,1
1 255,9

375.0
2 397,0

232.0

1 267,3
2 119,3 

625,0
4 0 1 1 ^  

719,9 ‘)

1961

1 600,0 
3 300,0 

650,0
5 550,0 

830,0

Für das gesamte Bundesgebiet ergeben sich für die 
Jahre 1951 bis 1961 folgende sehr eindrucksvolle
Zahlen:

Position Einnahmen u. Ausgaben 
des Bundes in Mrd. DM

M ineralölsteuer 13 765,0
M ineralölzoll 4 941,0
Beförderungssteuer des Kraftverkehrs 2 700,0
Insgesamt 21 406,0

Straßenbauausgaben des Bundes 
aus Haushaltsm itteln 

Somit für andere H aushaltszw etie  
als Straßenbau vom Bund verausgabt

8 802,7 

12 603,3'

A lle V erkehrsträger, einsdil. Eisenbahn.

Vom Kraftverkehr ist also der allgemeine Haushalt 
ganz erheblich alim entiert worden, das sollte bei allen 
Erwägungen berücksicitigt werden. Offensichtlich ist 
aber die 2 0 “/i»ige Einsparung beim Verkehrshaushalt 
ein Rückfall in die alten Zeiten, da der Kraftverkehr 
überwiegend Ausnutzungsobjekt war. A n die recht 
trübe Zukunft für den Kraftverkehr und die damit wei­
ter erschreckend ansteigende Verkehrsunsicherheit 
denkt man nicht mehr!

Aspekte einer neuen deutschen Verkehrspolitik
Dr. H ans|Fahning, Hamburg

Die deutsche Verkehrspolitik in der Nachkriegszeit 
ist gekennzeichnet durch ein Kurieren am Sym­

ptom. Einschneidende, grundsätzlich neu strukturierte 
Maßnahmen sind bislang nicht eingeführt worden, 
sondern alle Maßnahmen beschränken sich auf eine 
Konservierung der bestehenden Struktur. Allenfalls 
wurde eine vorsichtige Ausweitung der eingespielten 
M arktanteile zugelassen.

Die Spannweite der deutschen Nachkriegs-Verkehrs- 
politik reicht praktisch nur von einer vorsichtigen 
Tarifumgestaltung des DEGT und des RKT bis zur 
leichten Kapazitätsausweitung beim Güterfern- und 
Güterbezirksverkehr. Die wichtigsten Maßnahmen 
w aren eine leichte Abschwächung der W ertstaffel so­
wie die nicht wesentliche Abflachung der Entfernungs­
staffel. Beide Maßnahmen erstreckten sich gleichläufig 
auf die V erkehrsträger Eisenbahn und Kraftwagen. 
Eine Auflockerung des Paritätsverhältnisses wurde 
lediglich durch die Einführung einer 20-t-Gewichtsklasse 
für die Eisenbahn und einer um 10 Punkte unter dem 
DEGT-Satz liegenden 5-t-Klasse für den Lastkraft­
wagen vorgenommen.

Beim G üterkraftverkehr wurden zusätzlich die Höchst­
zahlen für Kraftfahrzeuge vorsichtig heraufgesetzt. 
Schließlich w urden die fiskalischen Belastungen für 
den Lkw durch das Verkehrsfinanzgesetz und das 
Straßenbaufinanzierungsgesetz vergrößert.

Sieht man von der Politik der V erkehrsinfrastruktur 
ab, so ist das Problem der deutschen Verkehrspolitik,

im Spiegel der verkehrspolitischen Maßnahmen be­
trachtet, offenbar nur ein Problem Schiene/Straße und 
offenbar auch hier nur ein Koordinierungsproblem.

Ein Blick auf die Entwicklung der Transportleistung 
der verschiedenen Verkehrsträger, beschränkt auf den 
Zeitraum der Nachkriegszeit, zeigt aber sehr deutlich, 
daß das Problem in der deutschen Verkehrspolitik nicht 
nur das Verhältnis Schiene/Straße ist, sondern ebenso­
sehr auch ein Problem Schiene/W asserstraße. Diese 
Tatsache, mit der praktizierten, V erkehrspolitik kon­
frontiert, läßt nur den Schluß zu, daß entweder in der 
deutschen V erkehrspolitik eine sehr mangelhafte 
Diagnose betrieben worden ist oder daß der Mut zu 
grundsätzlich neu strukturierten verkehrspolitischen 
Maßnahmen fehlte. Zum Teil ist es sicher richtig, daß 
die Diagnose unzureichend w ar oder daß sie teilweise 
nur unter einen begrenzten Blickwinkel gestellt wurde. 
Dennoch ist eine mangelhafte Diagnose nicht der 
Hauptgrund für die unzureichende Verkehrspolitik. 
Die Fülle der verkehrswirtschaftlichen Literatur be­
weist allein quantitativ das Gegenteil.

Wettbewerbssituation der einzelnen Verkehrsträger

Der Kernpunkt der deutschen Verkehrswirtschaft ist 
die W ettbewerbsstellung und W ettbewerbssituation 
der Deutschen Bundesbahn, und eine verkehrswirt­
schaftliche Therapie hat daher dort anzusetzen.

Das faktische W ettbew erbsverhalten der Deutschen 
Bundesbahn ist letztlich dadurch gekennzeichnet, daß
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